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Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der im Rahmen der 
Gemeinsamen Agrarpolitik geltenden Konditionalität (GAP-
Konditionalitäten-Gesetz - GAPKondG)

Der Bundesrat hat in seiner 1005. Sitzung am 28. Mai 2021 beschlossen, zu dem 

Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu 

nehmen:

Zum Gesetzentwurf insgesamt

1. Der Bundesrat begrüßt die konkrete Umsetzung der von den Ministerinnen, den 

Ministern, der Senatorin und den Senatoren der Agrarressorts der Länder vom 

26. März 2021 einstimmig festgelegten Position in den vorliegenden Gesetz-

entwürfen in den Drucksachen 299/21, 300/21 und 301/21. Er regt an, in den 

weiteren Rechtssetzungsverfahren ein besonderes Augenmerk auf die bürokrati-

schen Lasten bei den Landwirten zu legen und diese auf ein notwendiges Min-

destmaß zu reduzieren. Das betrifft insbesondere den Verzicht auf die Prüfung 

der Tierkennzeichnung im Rahmen der Konditionalität, soweit sie nicht zwin-

gend durch die neuen gekoppelten Prämien für Mutterschafe, -ziegen und -kühe 

vorzunehmen ist.

2. Der Bundesrat empfiehlt, die vorgesehenen Öko-Regelungen so auszugestalten, 

dass eine flächendeckende Teilnahme aller Landwirte möglich ist. Zudem sol-

len die Maßnahmen in allen Regionen Deutschlands ausgewogen anwendbar 

sein. Es sollte durch die konkrete Ausgestaltung der Maßnahmen vermieden 

werden, dass es zu einer regional ungleichen und stark kumulierten oder aus-

bleibenden Inanspruchnahme aufgrund regional unterschiedlicher natürlicher
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oder struktureller Gegebenheiten kommt. Auch Intensivregionen müssen er-

reicht werden.

3. Der Bundesrat bittet um eine angemessene Darstellung des Erfüllungsaufwan-

des der Verwaltungen der Länder, da insbesondere vor dem Hintergrund der 

Ausgestaltungsvarianten der Öko-Regelungen ein erheblicher Mehraufwand be-

fürchtet wird.

4. Der Bundesrat bittet um Prüfung, im Sinne einer Entlastung von Bürokratie die 

in § 7 Absatz 1 GAPKondG festgelegte Bagatellgrenze nicht wie vorgeschlagen 

auf 250 m² festzulegen, sondern auf dem bisherigen Wert von 500 m² zu belas-

sen.

5. Der Bundesrat begrüßt, dass die Agrarministerinnen und Agrarminister der 

Länder die von einer Arbeitsgruppe der Umweltministerien erarbeite Position 

zur GAP berücksichtigt haben. Dies demonstriert die hohe Relevanz einer en-

gen Einbindung der Umweltseite der Länder in die nationale GAP-Umsetzung. 

Er begrüßt, dass es gelungen ist, ab 2026 nahezu die Hälfte der zur Verfügung 

stehenden Finanzmittel der 1. Säule für Umwelt-, Klima- und Tierschutz zu 

qualifizieren. Der Bundesrat erwartet, dass die konkrete Umsetzung der Öko-

Regelungen nun in gemeinsamen Arbeitsgruppen der Agrar- und Umweltmini-

sterien diskutiert wird sowie möglichst in einen gemeinsamen Beschluss mün-

det. 

6. Der Bundesrat verbindet mit den jetzt getroffenen Entscheidungen über das Ge-

setzespaket zur nationalen Umsetzung der GAP die Hoffnung, dass es auf dieser 

Grundlage gelingen kann, dem Prinzip „Öffentliches Geld für öffentliche Lei-

stung“ stärker als in der vergangenen Förderperiode zur Geltung zu verhelfen. 

Er betont, dass mit der vorgesehenen Revisionsklausel in 2024 eine Steue-

rungsmöglichkeit besteht, die umfassend genutzt werden muss, sollte sich her-

ausstellen, dass die beschlossenen Finanzmittel und Maßnahmen für einen um-

welt- und klimagerechten Umbau der Landwirtschaft nicht ausreichen.  

7. Der Bundesrat begrüßt, dass mit der vorgesehenen Tierprämie in Höhe von 

2 Prozent der nationalen Obergrenze die ökologisch besonders wertvolle Wei-

detierhaltung (Haltung von Schafen, Ziegen und Mutterkühen) honoriert wird. 

Durch die Beweidung werden bestehende Biotope und Kulturlandschaften ge-
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schützt und insbesondere Schäfereibetriebe erhalten endlich die erforderliche 

flächenunabhängige Einkommensunterstützung.  

8. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung nun dazu auf, sich in den abschlie-

ßenden Trilogverhandlungen in Brüssel im Sinne des gefassten Beschlusses 

einzusetzen. Zudem sollten entsprechend des nationalen Umsetzungsbeschlus-

ses keine Öko-Regelungen zulässig sein, die keinen direkten ökologischen Nut-

zen haben, wie beispielsweise die Anschaffung von Landmaschinen. 

9. Damit die Öko-Regelungen tatsächlich den erforderlichen positiven Effekt für 

die Umwelt haben, müssen nach Auffassung des Bundesrates insbesondere fol-

gende Voraussetzungen erfüllt sein: 

- Einzelflächenbezug als Grundvoraussetzung für eine höhere ökologische 

Wirksamkeit

- Möglichkeit der Mehrjährigkeit, denn einjährige Maßnahmen haben in der 

Regel nur geringe positive Umweltwirkungen 

- Vermeidung kontraproduktiver Auswirkungen (z. B. Nutzungsaufgabe von 

Extensivgrünland) durch Fehlanreize. 

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen in der letzten Förderperiode und der na-

tionalen Umsetzung des Greenings stellt der Bundesrat heraus, dass nur solche 

Öko-Regelungen die Zustimmung des Bundesrates erhalten werden, die einen 

tatsächlichen ökologischen Mehrwert haben.

10. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, gegenüber der Europäischen 

Kommission darauf zu dringen, dass Öko-Regelungen generell mit Anreizkom-

ponenten versehen werden können und im Rahmen der nationalen Umsetzung 

die Möglichkeiten zur Einführung von Anreizkomponenten gezielt eingesetzt 

werden. 

11. Der Bundesrat ist sich bewusst, dass die Förderperiode 2023 - 2027 eine Über-

gangsförderperiode ist, die den Systemwechsel in der GAP einleiten und vorbe-

reiten muss. Vor diesem Hintergrund sieht der Bundesrat die Öko-Regelungen 

im Zusammenspiel mit den Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen der 2. Säule 

sowie die Erprobung der Gemeinwohlprämie als wichtige Ansätze, um perspek-

tivisch das Ziel öffentliches Geld für öffentliche Leistungen umfassend umzu-
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setzen. Der Bundesrat ist darüber hinaus davon überzeugt, dass neben den  

Agrarzahlungen des Staates auch faire Preise für die landwirtschaftlichen Pro-

dukte von großer Bedeutung für die Einkommenssicherung und für eine nach-

haltige und flächengebundene Landwirtschaft sind.

12. Zu § 11 GAPKondG 

a) Der Bundesrat weist darauf hin, dass die Ausgestaltung der Regelungen zur 

Konditionalität der Gemeinsamen Agrarpolitik nach 2023 Bestandteil der 

noch laufenden Trilog-Verhandlungen ist. 

b) Der derzeit im Gesetzentwurf festgelegte Mindestanteil von Ackerland an 

nichtproduktiven Flächen in Höhe von 3 Prozent entspricht der Allgemei-

nen Ausrichtung des Rates der Europäischen Union. 

c) Der Bundesrat stellt fest, dass sich der Mindestanteil an nichtproduktiven 

Flächen und Elementen nach GLÖZ 9 ändern wird, wenn die europäischen 

Mindestvorgaben nach Abschluss der Trilog-Verhandlungen einen anderen 

gegebenenfalls höheren Prozentsatz vorschreiben. 
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